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Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung Bonn, den 22, Mai 1958 

lila 3 — 1224/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Suspendierung von Angestellten von der Arbeit wäh- 
rend eines Streiks der Arbeiter 

Bezug ; Kleine Anfrage der Abgeordneten Schneider (Hamburg), 
Horn, Jahn (Stuttgart) und Genossen 
- Drucksache 199 - 


Die Kleine Anfrage vom 13. Februar 1958 wird namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet; 

Das Bundesarbeitsgericht hat seinem Urteil vorn 24. Januar 1958 
(Az; 1 AZR 132/57) die folgenden Leitsätze gegeben: 

,,Bei Teilsireik haben die Arbeitnehmer, die wegen des Teil- 
streiks nicht beschäftigt werden können, keinen Lohnanspruch. 
Dies gilt auch dann, wenn der Streik von den Arbeitern 
geführt wird, die Angestellten aber arbeitsbereit sind. 

Es ist unerheblich, ob die Arbeitswilligen der Gewerkschaft, 
die den Streik führt, einer anderen Gewerksdiaft oder aber 
überliaupt keiner Gewerkschaft angehören.'' 

Das Urteil bringt nichts grundsätzlich Neues. Es führt nur die 
von der Wissenschaft und von der Rechtsprechung seit Jahren 
entwickelten Lehren von der Solidarität aller Arbeitnehmer 
untereinander und vor allem vom Betriebsrisiko beider Teile 
fort. Diese Grundsätze finden sich bereits in einem Urteil des 
früheren Reichsgerichts vom 6. Februar 1923 (RGZ 106 S. 272). 
Sie sind in den Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vom 
8. Februar und 25. Juli 1957 (Az: 1 AZR 338/55 und 1 AZR 
194/56), auf denen das Urteil vom 24. Januar 1958 ebenso wie 
auf der Grundsatzentscheidung des Großen Senats zum Arbeits- 
kampf vom 28. Januar 1955 (GS 1/54) aufbaut, übernommen 
worden. Der Vergütungsansprudi der arbeitsbereiten Arbeit- 
nehmer, die wegen Streiks nicht beschäftigt werden können, 
entfällt danach, ohne daß es einen Unterschied macht, ob es 
sich um gewerbliche Arbeiter oder um Angestellte handelt. 
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Das Bundesarbeitsgericht hat in seinem Urteil vom 8. Fe- 
bruar 1957 diese Rechtsprechung mit dem ausdrücklichen Be- 
merken bestätigt, es verkenne die sich daraus für die arbeits- 
willigen Arbeitnehmer ergebenden Härten nicht, Bei der Ab- 
wägung der beiderseitigen Interessenlage müßten nach dem 
Grundsatz der Kampfparität |die Folgen eines Streiks der 
Arbeitnehmerseite, die Folgen einer Aussperrung der Arbeit- 
geberseite zugerechnet werden. 

Nachdem das Bundesarbeitsgericht in dieser Weise die Recht- 
sprechung des |ehemaligen|Reichsarbeitsgerichts weitergeführt 
und damit Grundsätze für ein gewisses Gleichgewicht bei der 
Risikoverteilung im Arbeitskampf entwickelt hat, hält es die 
Bundesregierung nicht für angebracht, Vorschläge für Gesetzes- 
änderungen zu unterbreiten oder sonstige Maßnahmen zu 
ergreifen, die letztlich auf eine Verschiebung des Risikos 
hinauslaufen würden. Vielmehr dürfte es eine Aufgabe der 
Sozialpartner selbst sein, im Zusammenhang mit sonstigen 
Vereinbarungen über das Verhalten bei Kollektivstreitigkeiten 
auch dieses Problem zu regeln. 


Blank 



